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Wir laden unsere Aktionäre zu der am 

Mittwoch, den 21. Mai 2008, um 10:00 Uhr,

im Tagungszentrum der MesseHalle Hamburg-
Schnelsen 
Haus A, Erdgeschoss, 
Modering 1a 
22457 Hamburg, 

stattfi ndenden

Ordentlichen Hauptversammlung

ein.



Tagesordnung

TOP 1
Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des ge-
billigten Konzernabschlusses der XING AG sowie des Lage-
berichts und des Konzernlageberichts der XING AG für das 
Geschäftsjahr 2007, des Berichts des Aufsichtsrats sowie 
des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben 
nach § 289 Abs. 4, § 315 Abs. 4 HGB

Die vorgenannten Unterlagen können von der Einberufung 
der Hauptversammlung an zu den üblichen Geschäftszeiten 
in den Geschäftsräumen der XING AG, Gänsemarkt 43, 20354 
Hamburg, eingesehen werden. Auf Verlangen erhält jeder Ak-
tionär unverzüglich und kostenlos eine Kopie der Unterlagen. 
Die Unterlagen werden von der Einberufung an auch im In-
ternet unter http://corporate.xing.com/deutsch/investor-rela-
tions/ veröffentlicht und in der ordentlichen Hauptversamm-
lung der Gesellschaft zur Einsicht ausgelegt.

TOP 2
Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2007

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2007 amtierenden Mitgliedern des Vorstands Entlastung zu 
erteilen.

TOP 3
Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2007

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2007 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats Entlastung 
zu erteilen.

TOP 4
Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2008 und 
des Prüfers für eine gegebenenfalls erfolgende prüferische 
Durchsicht des Halbjahresfinanzberichts

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Ernst & Young AG Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Hamburg, 
zum Abschlussprüfer für den Jahresabschluss der XING AG 
sowie den Konzernabschluss der XING AG für das Geschäfts-

jahr 2008 sowie zum Prüfer für eine gegebenenfalls erfolgen-
de prüferische Durchsicht des verkürzten Abschlusses und 
des Zwischenlageberichts des Halbjahresfinanzberichts zum 
30. Juni 2008 zu wählen.

TOP 5
Beschlussfassung über die Schaffung einer neuen Ermäch-
tigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 
sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts bei der Veräuße-
rung

Zum Erwerb eigener Aktien bedarf die Gesellschaft, soweit 
der Erwerb nicht ausdrücklich gesetzlich zugelassen ist, einer 
besonderen Ermächtigung durch die Hauptversammlung. Die 
von der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft 
am 3. November 2006 beschlossene Ermächtigung zum Er-
werb eigener Aktien, von der die Gesellschaft bislang keinen 
Gebrauch gemacht hat, läuft am 30. April 2008 aus. Daher 
soll der Hauptversammlung vorgeschlagen werden, der Ge-
sellschaft erneut eine Ermächtigung zum Erwerb und zur Ver-
wendung eigener Aktien zu erteilen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

a) Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien

Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 20. November 
2009 eigene Aktien bis zu insgesamt 10% des zum Zeit-
punkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals 
der Gesellschaft zu erwerben. Auf die erworbenen Akti-
en dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, die 
sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach 
den §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeit-
punkt mehr als 10% des Grundkapitals entfallen. Die 
Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in 
eigenen Aktien ausgenutzt werden.

Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal 
oder mehrmals, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwek-
ke durch die Gesellschaft oder von ihr abhängigen oder in 
Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen 
oder durch auf deren Rechnung oder auf Rechnung der Ge-
sellschaft handelnde Dritte ausgeübt werden.

b) Arten des Erwerbs

Der Erwerb darf nach Wahl des Vorstands (1) über die 



Börse oder (2) aufgrund eines an alle Aktionäre gerich-
teten öffentlichen Kaufangebots bzw. aufgrund einer an 
alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten erfolgen. 

(1) Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf 
der von der Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je Aktie 
(ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhan-
delstag durch die Eröffnungsauktion ermittelten 
Kurs im Xetra-Handelssystem (oder einem ver-
gleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 
Wertpapierbörse um nicht mehr als 10% über- 
oder unterschreiten. 

(2) Erfolgt der Erwerb aufgrund eines an alle  
Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots 
oder aufgrund einer an alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Ver-
kaufsangeboten, dürfen

- im Falle eines an alle Aktionäre gerichteten  
öffentlichen Kaufangebots der gebotene Kauf-
preis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) bzw.

- im Falle einer an alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von  
Verkaufsangeboten die Grenzwerte der von der 
Gesellschaft festgelegten Kaufpreisspanne 

den Durchschnitt der Schlusskurse der Aktien 
der Gesellschaft im Xetra-Handelssystem (oder 
einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der 
Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten  
fünf Börsenhandelstage vor dem Tag der öffentli-
chen Ankündigung des öffentlichen Kaufangebots 
bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe  
von Verkaufsangeboten um nicht mehr als 10% 
über- oder unterschreiten.

Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines an alle  
Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. einer 
an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur  
Abgabe von Verkaufsangeboten erhebliche Abweichun-
gen des maßgeblichen Kurses, so kann das Kaufangebot 
bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten  
angepasst werden. In diesem Fall wird auf den Durchschnitt  
der Schlusskurse der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Han-
delssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an 

der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten fünf 
Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung der  
Anpassung abgestellt. 

Sofern ein an alle Aktionäre gerichtetes öffentliches Kaufange-
bot überzeichnet ist, kann es nur nach Quoten angenommen 
werden. Sofern im Fall einer an alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangebo-
ten von mehreren gleichwertigen Angeboten nicht alle ange-
nommen werden, kann die Annahme der Angebote nur nach 
Quoten erfolgen.

Eine bevorrechtigte Behandlung geringer Stückzahlen bis zu 
100 Stück Aktien je Aktionär kann vorgesehen werden.

Das an alle Aktionäre gerichtete öffentliche Kaufangebot bzw. 
die an alle Aktionäre gerichtete öffentliche Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten kann weitere Bedingungen 
vorsehen.

c) Verwendung der eigenen Aktien

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die aufgrund dieser Ermächtigung erwor-
benen eigenen Aktien zu allen gesetzlich zugelassenen 
Zwecken, insbesondere auch zu den folgenden Zwecken 
zu verwenden:

(1) Die Aktien können eingezogen werden, ohne dass 
die Einziehung oder ihre Durchführung eines  
weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. 
Sie können auch im vereinfachten Verfahren ohne 
Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteili-
gen rechnerischen Betrags der übrigen Stückakti-
en am Grundkapital der Gesellschaft eingezogen 
werden. Erfolgt die Einziehung im vereinfachten 
Verfahren, ist der Vorstand zur Anpassung der Zahl 
der Stückaktien in der Satzung ermächtigt. 

(2) Die Aktien können auch in anderer Weise als über 
die Börse oder aufgrund eines Angebots an alle  
Aktionäre veräußert werden, wenn der bar zu 
zahlende Kaufpreis den Börsenpreis der im  
Wesentlichen gleich ausgestatteten, bereits  
börsennotierten Aktien nicht wesentlich unter-
schreitet. Die Anzahl der in dieser Weise veräu-
ßerten Aktien darf zusammen mit der Anzahl der 
neuen Aktien, die während der Laufzeit dieser 



Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter 
Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegeben werden, und der Anzahl der Ak-
tien, die durch Ausübung von Options- und/oder 
Wandlungsrechten oder Erfüllung von Wandlungs-
pflichten aus Options- und/oder Wandelschuld-
verschreibungen entstehen können, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugs-
rechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden, 10% des Grundkapitals nicht 
überschreiten.

(3) Die Aktien können gegen Sachleistung veräußert 
werden, insbesondere auch in Zusammenhang mit 
dem Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unter-
nehmen oder Unternehmensbeteiligungen sowie 
Zusammenschlüssen von Unternehmen. 

Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder 
mehrmals, ganz oder teilweise, einzeln oder gemeinsam 
ausgenutzt werden. Die Ermächtigungen unter (2) und (3) 
können auch durch abhängige oder in Mehrheitsbesitz der 
Gesellschaft stehende Unternehmen oder durch auf deren 
Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde 
Dritte ausgenutzt werden.

Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die aufgrund dieser Er-
mächtigung erworbenen eigenen Aktien wird ausgeschlos-
sen, soweit sie gemäß den vorstehenden Ermächtigungen 
unter (2) und (3) verwendet werden.

Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 
Satz 5 AktG i. V. m. § 186 Abs. 4 AktG über die Gründe für die 
Ermächtigung des Vorstands, das Bezugsrecht der Aktionäre 
bei der Veräußerung eigener Aktien auszuschließen, ist im An-
schluss an diesen Tagesordnungspunkt abgedruckt. Der Bericht 
kann von der Einberufung der Hauptversammlung an zu den 
üblichen Geschäftszeiten in den Geschäftsräumen der XING AG,  
Gänsemarkt 43, 20354 Hamburg, eingesehen werden. Auf 
Verlangen erhält jeder Aktionär unverzüglich und kostenlos  
eine Kopie des Berichts. Der Bericht wird von der Einberufung 
an auch im Internet unter http://corporate.xing.com/deutsch/
investor-relations/ veröffentlicht und in der ordentlichen 
Hauptversammlung der Gesellschaft zur Einsicht ausgelegt.

Schriftlicher Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 
8 Satz 5 AktG i. V. m. § 186 Abs. 4 AktG zu Punkt 5 der 
Tagesordnung über die Gründe für die Ermächtigung des 

Vorstands, das Bezugsrecht der Aktionäre bei der Veräu-
ßerung eigener Aktien auszuschließen

Das Aktiengesetz bietet in seinem § 71 Abs. 1 Nr. 8 die Mög-
lichkeit, aufgrund einer Ermächtigung der Hauptversamm-
lung eigene Aktien bis zu insgesamt 10% des Grundkapitals 
zu erwerben. 

Die Hauptversammlung der Gesellschaft hat am 3. Novem-
ber 2006 einen Ermächtigungsbeschluss zum Erwerb eige-
ner Aktien gefasst, der bis zum 30. April 2008 befristet ist. 
Da die Ermächtigung zum Zeitpunkt der Hauptversammlung 
abgelaufen sein wird, soll sie durch eine neue Ermächtigung 
ersetzt werden. 

Der Beschlussvorschlag zu Punkt 5 der Tagesordnung sieht 
vor, den Vorstand zum Erwerb eigener Aktien zu ermächti-
gen, die maximal 10% des im Zeitpunkt der Beschlussfassung 
bestehenden Grundkapitals ausmachen dürfen. Dabei hat 
der Erwerb über die Börse, aufgrund eines an alle Aktionäre 
gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder aufgrund einer an 
alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Ab-
gabe von Verkaufsangeboten zu erfolgen. Der aktienrechtli-
che Gleichbehandlungsgrundsatz ist jeweils zu beachten. Bei 
der an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung 
zur Abgabe von Verkaufsangeboten können die Adressaten 
dieser Aufforderung entscheiden, wie viele Aktien sie der Ge-
sellschaft zu welchem Preis (bei Festlegung einer Preisspan-
ne) anbieten möchten. 

Sofern im Rahmen des Erwerbs aufgrund eines an alle Ak-
tionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots dieses Angebot 
überzeichnet sein sollte, kann es nur nach Quoten angenom-
men werden. Sofern im Fall einer an alle Aktionäre gerich-
teten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsan-
geboten von mehreren gleichwertigen Angeboten nicht alle 
angenommen werden, kann die Annahme der Angebote nur 
nach Quoten erfolgen. Jedoch soll es gemäß Tagesordnungs-
punkt 5 lit. b) Ziffer (2) zulässig sein, eine bevorrechtigte Be-
handlung geringerer Stückzahlen bis zu maximal 100 Stück 
Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, 
gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden 
Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die 
technische Abwicklung zu erleichtern. Für die Aktionäre re-
sultieren hieraus keine Nachteile. Der jeweils gebotene Preis 
bzw. die Grenzwerte der von der Gesellschaft festgelegten 
Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) dürfen 
den Durchschnitt der Schlusskurse der Aktien der Gesell-



schaft im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den 
letzten fünf Börsenhandelstagen vor dem Tag der öffentlichen 
Ankündigung des öffentlichen Angebots bzw. der öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten um nicht 
mehr als 10% über- oder unterschreiten. Ergeben sich nach 
der Veröffentlichung eines an alle Aktionäre gerichteten öf-
fentlichen Angebots bzw. einer an alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, so kann 
das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Ver-
kaufsangeboten angepasst werden. In diesem Fall wird auf 
den Durchschnittskurs der fünf Börsenhandelstage vor der 
öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. Das an 
alle Aktionäre gerichtete Kaufangebot bzw. die an alle Aktio-
näre gerichtete Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsange-
boten kann weitere Bedingungen vorsehen.

Die außerdem vorgeschlagene Möglichkeit der Veräußerung 
eigener Aktien dient der vereinfachten Mittelbeschaffung. Ge-
mäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG kann die Hauptversamm-
lung den Vorstand auch zu einer anderen Form der Veräu-
ßerung als über die Börse oder aufgrund eines Angebots an 
alle Aktionäre ermächtigen. Der Vorstand bedarf nach dem 
Beschlussvorschlag zur Verwendung der eigenen Aktien der 
Zustimmung des Aufsichtsrats.

Voraussetzung ist dabei in der hier unter Tagesordnungs-
punkt 5 lit. c) Ziffer (2) vorgeschlagenen Alternative, dass 
die eigenen Aktien entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu 
einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs der im 
Wesentlichen gleich ausgestatteten, bereits börsennotierten 
Aktien der Gesellschaft im Zeitpunkt der Veräußerung nicht 
wesentlich unterschreitet. Ein Abschlag von 3% bis 5% vom 
aktuellen Börsenkurs wird in der Regel als nicht wesentlich 
angesehen. Von einem solchen gesetzlich möglichen und in 
der Praxis üblichen Bezugsrechtsausschluss wird hier Ge-
brauch gemacht. Die Möglichkeit der Veräußerung eigener 
Aktien unter Bezugsrechtsausschluss und in einer anderen 
Form als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktio-
näre liegt angesichts des starken Wettbewerbs an den Kapi-
talmärkten im Interesse der Gesellschaft. Für die Gesellschaft 
eröffnet sich damit die Chance, nationalen und internationa-
len Investoren eigene Aktien schnell und flexibel anzubieten, 
den Aktionärskreis zu erweitern und den Wert der Aktie zu 
stabilisieren. Mit der Veräußerung zu einem den Börsenpreis 
nicht wesentlich unterschreitenden Kaufpreis sowie mit der 
Begrenzung des Anteils eigener Aktien auf insgesamt maxi-

mal 10% des Grundkapitals werden die Vermögensinteressen 
der Aktionäre angemessen gewahrt.

Nach dem zu Tagesordnungspunkt 5 lit. c) Ziffer (3) vorge-
schlagenen Beschluss hat die Gesellschaft darüber hinaus die 
Möglichkeit, eigene Aktien zur Verfügung zu haben, um diese 
beim Erwerb von Unternehmen, Teilen daran oder beim Er-
werb von Beteiligungen an Unternehmen bzw. Unternehmens-
zusammenschlüssen als Gegenleistung anbieten zu können. 
Auf dem Markt wird diese Form der Gegenleistung zuneh-
mend verlangt. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung soll 
der Gesellschaft die notwendige Flexibilität geben, um sich 
bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder 
Beteiligungen daran schnell und flexibel ausnutzen zu kön-
nen. Dem trägt der vorgeschlagene Bezugsrechtsausschluss 
Rechnung. Bei der Festlegung der Bewertungswertrelationen 
werden Vorstand und Aufsichtsrat darauf achten, dass die 
Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Sie 
werden sich insbesondere bei der Bemessung des Werts der 
als Gegenleistung gewährten eigenen Aktien am Börsenpreis 
der Aktien der Gesellschaft orientieren. Um einmal erzielte 
Verhandlungsergebnisse nicht durch etwaige Schwankungen 
des Börsenpreises in Frage zu stellen, ist eine systematische 
Anknüpfung an einen Börsenpreis insoweit allerdings nicht 
vorgesehen. 

Schließlich können die aufgrund dieses Ermächtigungsbe-
schlusses erworbenen eigenen Aktien nach dem zu Tagesord-
nungspunkt 5 lit. c) Ziffer (1) vorgeschlagenen Beschluss von 
der Gesellschaft eingezogen werden, ohne dass hierfür eine 
erneute Beschlussfassung der Hauptversammlung erforder-
lich wäre. Gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptver-
sammlung einer Gesellschaft die Einziehung ihrer voll einge-
zahlten Stückaktien beschließen, ohne dass hierdurch eine 
Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft erforderlich 
wird. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der 
Einziehung mit Kapitalherabsetzung diese Alternative aus-
drücklich vor. Durch die Einziehung eigener Aktien ohne Ka-
pitalherabsetzung erhöht sich automatisch der rechnerische 
Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesell-
schaft. Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die 
erforderlich werdende Änderung der Satzung hinsichtlich der 
sich durch eine Einziehung verändernden Anzahl der Stück-
aktien vorzunehmen.

Der Vorstand wird die nächste Hauptversammlung über eine 
Ausnutzung der vorstehenden Ermächtigungen unterrichten.



TOP 6
Beschlussfassung über die Schaffung eines weiteren ge-
nehmigten Kapitals (Genehmigtes Kapital 2008) mit der 
Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie die 
entsprechende Satzungsänderung

Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung 
vom 3. November 2006 ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 31. Okto-
ber 2011 ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrfach um 
insgesamt bis zu EUR 1.925.850,00 durch Ausgabe von neu-
en, auf den Namen lautenden bis zu 1.925.850 Stückaktien 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes 
Kapital 2006). Bei einer Kapitalerhöhung aus dem Geneh-
migten Kapital 2006 gegen Bareinlagen ist den Aktionären 
grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand ist 
jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in be-
stimmten Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschlie-
ßen. Im Falle von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten 
Kapital 2006 gegen Sacheinlagen, insbesondere im Zusam-
menhang mit dem Erwerb von Unternehmen oder Beteiligun-
gen oder Wirtschaftsgütern, ist das Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeschlossen. Das Genehmigte Kapital 2006 ist in § 5 Ziffer 
5.3 der Satzung der Gesellschaft niedergelegt und wurde vom 
Vorstand der Gesellschaft bislang nicht ausgenutzt. 

Um der Gesellschaft jedoch größtmöglichen Handlungs-
spielraum zu eröffnen, sich bei Bedarf zügig und flexibel 
Eigenkapital zu günstigen Konditionen zu beschaffen, soll 
ein weiteres genehmigtes Kapital von bis zu EUR 675.000,00 
geschaffen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:

a) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Grundkapital bis zum 20. Mai 2013 durch 
einmalige oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 675.000 
neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu EUR 675.000,00 
zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2008).

Den Aktionären ist dabei ein Bezugsrecht einzuräumen. 
Die neuen Aktien können auch von einem oder mehreren 
durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand wird 
jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

(i) um Spitzenbeträge auszugleichen;

(ii) wenn die Aktien gegen Sacheinlage, insbesondere 
im Rahmen des Erwerbs von oder des Zusammen-
schlusses mit Unternehmen bzw. Teilen von Unter-
nehmen oder des Erwerbs von Beteiligungen an 
Unternehmen, ausgegeben werden;

(iii) wenn die Aktien der Gesellschaft gegen Bareinla-
ge ausgegeben werden und der Ausgabepreis je 
Aktie den Börsenpreis der im Wesentlichen gleich 
ausgestatteten, bereits börsennotierten Aktien zum 
Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien nicht wesentlich 
unterschreitet. Der Bezugsrechtsausschluss kann 
in diesem Fall jedoch nur vorgenommen werden, 
wenn die Anzahl der in dieser Weise ausgegebe-
nen Aktien zusammen 

- mit der Anzahl eigener Aktien, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugs-
rechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
veräußert werden, und 

- der Anzahl der Aktien, die durch Ausübung 
von Options- und/oder Wandlungsrechten oder 
Erfüllung von Wandlungspflichten aus Opti-
ons- und/oder Wandelschuldverschreibungen 
und/oder Genussrechten entstehen können, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 
Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegeben werden, sowie

- der Anzahl der Aktien, die aus dem Genehmig-
ten Kapital 2006 unter Ausschluss des Bezugs-
rechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
werden,

10% des Grundkapitals weder zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch zum 
Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien überschreitet. 

Der Vorstand wird mit Zustimmung des Aufsichtsrats er-
mächtigt, den Inhalt der Aktienrechte, die Einzelheiten der 
Kapitalerhöhung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, 
insbesondere den Ausgabebetrag, festzulegen. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung 
entsprechend der Ausnutzung des genehmigten Kapitals oder 
nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen. 



b) § 5 der Satzung wird nach Ziffer 5.5 wie folgt um eine 
neue Ziffer 5.6 ergänzt: 

„5.6. Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptver-
sammlung vom 21. Mai 2008 ermächtigt worden, bis 
zum 20. Mai 2013 das Grundkapital der Gesellschaft 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch einmalige 
oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 675.000 neuen, 
auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen um bis zu € 675.000,00 zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2008). Den Aktionären ist dabei 
ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können 
auch von einem oder mehreren durch den Vorstand 
bestimmten Kreditinstituten mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären anzubieten (mit-
telbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre auszuschließen, 

(i)  um Spitzenbeträge auszugleichen; 

(ii) wenn die Aktien gegen Sacheinlage, insbesondere 
im Rahmen des Erwerbs von oder des Zusammen-
schlusses mit Unternehmen bzw. Teilen von Unter-
nehmen oder des Erwerbs von Beteiligungen an 
Unternehmen, ausgegeben werden;

(iii) wenn die Aktien der Gesellschaft gegen Bareinla-
ge ausgegeben werden und der Ausgabepreis je 
Aktie den Börsenpreis der im Wesentlichen gleich 
ausgestatteten, bereits börsennotierten Aktien zum 
Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien nicht wesentlich 
unterschreitet. Der Bezugsrechtsausschluss kann 
in diesem Fall jedoch nur vorgenommen werden, 
wenn die Anzahl der in dieser Weise ausgegebe-
nen Aktien zusammen 

- mit der Anzahl eigener Aktien, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugs-
rechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
veräußert werden, und 

- der Anzahl der Aktien, die durch Ausübung von Opti-
ons- und/oder Wandlungsrechten oder Erfüllung von 
Wandlungspflichten aus Options- und/oder Wan-
delschuldverschreibungen und/oder Genussrechten 
entstehen können, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, sowie

- der Anzahl der Aktien, die aus dem Genehmig-
ten Kapital 2006 unter Ausschluss des Bezugs-
rechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
werden,

10% des Grundkapitals weder zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch zum 
Zeitpunkt der Ausgabe der Aktien überschreitet. 

Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermäch-
tigt, den Inhalt der Aktienrechte, die Einzelheiten der Kapita-
lerhöhung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, insbe-
sondere den Ausgabebetrag, festzulegen. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung ent-
sprechend der Ausnutzung des genehmigten Kapitals oder 
nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.“

Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 
2 AktG i. V. m. § 186 Abs. 4 AktG über die Gründe für die 
Ermächtigung des Vorstands, das Bezugsrecht der Aktionä-
re bei Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital 
auszuschließen, ist im Anschluss an diesen Tagesordnungs-
punkt abgedruckt. Der Bericht kann von der Einberufung der 
Hauptversammlung an zu den üblichen Geschäftszeiten in 
den Geschäftsräumen der XING AG, Gänsemarkt 43, 20354 
Hamburg, eingesehen werden. Auf Verlangen erhält jeder Ak-
tionär unverzüglich und kostenlos eine Kopie des Berichts. 
Der Bericht wird von der Einberufung an auch im Internet 
unter http://corporate.xing.com/deutsch/investor-relations/ 
veröffentlicht und in der ordentlichen Hauptversammlung 
der Gesellschaft zur Einsicht ausgelegt.

Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 6 der Tages-
ordnung gemäß § 203 Abs. 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 AktG 
über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands, das 
Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen aus dem 
genehmigten Kapital auszuschließen

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung 
zu Punkt 6 der Tagesordnung vor, den Vorstand zu ermächti-
gen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 
Gesellschaft durch einmalige oder mehrmalige Ausgabe von 
bis zu 675.000 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu EUR 675.000,00 
zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2008). Die Ermächtigung 
ist bis zum 20. Mai 2013 befristet. Die Bestimmung der weite-
ren Einzelheiten obliegt dem Vorstand.



Das genehmigte Kapital soll es der Gesellschaft ermöglichen, 
sich bei Bedarf zügig und flexibel Eigenkapital zu günstigen 
Konditionen zu beschaffen.

Im Fall der Ausnutzung des genehmigten Kapitals ist den 
Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Das 
Bezugsrecht kann jedoch vom Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals in 
bestimmten Fällen ausgeschlossen werden: 

a) Der Ausschluss des Bezugsrechts zum Ausgleich von 
Spitzenbeträgen ist eine Maßnahme, die aus techni-
schen Gründen zur Durchführung einer Kapitalerhö-
hung, insbesondere zur Herstellung eines praktikablen 
Bezugsverhältnisses, erforderlich und angemessen ist. 
Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge er-
leichtert die Abwicklung der Zuteilung von Bezugsrech-
ten und deren Ausübung.

b) Der Beschlussvorschlag sieht ferner vor, dass der Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats zur Gewinnung 
von Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen von Unter-
nehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von 
Unternehmen oder Unternehmensteilen oder Beteili-
gungen an Unternehmen, das Bezugsrecht der Aktionäre 
ausschließen kann. Die Gesellschaft beabsichtigt, auch 
weiterhin durch Akquisitionen ihre Wettbewerbsfähig-
keit zu stärken und dadurch langfristige und kontinuier-
liche Ertragszuwächse zu ermöglichen. Die Gesellschaft 
soll die Möglichkeit erhalten, auf nationalen und inter-
nationalen Märkten schnell und flexibel auf vorteilhafte 
Angebote oder sich sonst bietende Gelegenheiten zum 
Erwerb von Unternehmen oder Teilen von Unterneh-
men oder Beteiligungen an Unternehmen reagieren zu 
können. Erfahrungsgemäß verlangen Eigentümer in-
teressanter Akquisitionsobjekte als Gegenleistung für 
die Veräußerung oftmals nicht Geld, sondern Aktien. 
Im Wettbewerb um attraktive Beteiligungen können 
sich daher Vorteile ergeben, wenn einem Verkäufer als 
Gegenleistung neue Aktien der Gesellschaft angeboten 
werden können. Weil eine Ausgabe von Aktien bei sich 
abzeichnenden Akquisitionsmöglichkeiten mit regel-
mäßig komplexen Transaktionsstrukturen im Wettbe-
werb der potenziellen Erwerbsinteressenten kurzfristig 
erfolgen muss, ist der Weg über die Ermächtigung zur 
Ausgabe von Aktien unter Schaffung eines genehmigten 
Kapitals erforderlich. Der Vorstand wird jeweils im Ein-
zelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur 

Ausnutzung des genehmigten Kapitals unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen soll, 
sobald sich Möglichkeiten zur Akquisition konkretisie-
ren. Er wird das Bezugsrecht der Aktionäre nur dann 
ausschließen, wenn der Erwerb gegen Ausgabe von Ak-
tien der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse der 
Gesellschaft und der Aktionäre liegt. Der Ausgabebetrag 
für die neuen Aktien würde dabei vom Vorstand mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats unter Berücksichtigung der 
Interessen der Gesellschaft festgelegt werden. Konkrete 
Erwerbsvorhaben, zu deren Durchführung das Grundka-
pital unter Bezugsrechtsausschluss erhöht werden soll, 
bestehen zurzeit nicht.

c) Schließlich sieht der Beschlussvorschlag die Ermächti-
gung vor, bei Ausgabe der neuen Aktien gegen Bareinla-
ge einen Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG vorzunehmen. Diese Ermächtigung bezieht sich 
nicht auf den gesamten Betrag des genehmigten Kapi-
tals, sondern auf maximal 10% des Grundkapitals. Die 
10%-Grenze des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG darf insgesamt 
nur einmal ausgenutzt werden. Das heißt, wenn und 
soweit die Gesellschaft nach dem Beschluss der Haupt-
versammlung zu Punkt 6 der Tagesordnung während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung von gleichzeitig beste-
henden Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss 
nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, beispielsweise im Zu-
sammenhang mit der Wiederveräußerung eigener Ak-
tien oder der Ausgabe von Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen oder der Ausgabe neuer Aktien 
aus dem Genehmigten Kapital 2006, Gebrauch macht, 
reduziert sich die Anzahl der Aktien, die bei einer Kapi-
talerhöhung aus dem Genehmigtem Kapital 2008 unter 
Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden können, entsprechend. 

Das Gesetz erlaubt zudem einen Bezugsrechtsausschluss 
nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nur dann, wenn der Ausgabe-
preis den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien mit 
im Wesentlichen gleicher Ausstattung nicht wesentlich unter-
schreitet. Ein Abschlag von 3% bis 5% vom aktuellen Börsen-
kurs wird in der Regel nicht als wesentlich angesehen. Der 
Abschlag soll in jedem Fall so gering wie möglich gehalten 
werden. Vorstand und Aufsichtsrat halten die Ermächtigung 
zum Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
für notwendig, um die sich in der Zukunft bietenden Möglich-
keiten des Kapitalmarktes schnell und flexibel ausnutzen zu 
können, ohne die für eine Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht 



erforderlichen formalen Schritte und gesetzlichen Fristen ein-
halten zu müssen. Durch die Ausgabe der Aktien in enger 
Anlehnung an den Börsenpreis werden auch die Belange der 
Aktionäre gewahrt. Denn diese müssen keine nennenswerten 
Kursverluste befürchten und können ggf. zur Erhaltung ihrer 
Beteiligungsquote erforderliche Aktienzukäufe zu vergleichba-
ren Preisen über die Börse vornehmen. Durch die Möglichkeit 
des Bezugsrechtsausschlusses nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
wird die Verwaltung in die Lage versetzt, kurzfristig günstige 
Börsensituationen wahrzunehmen. Zusätzlich können durch 
Vermeidung eines Bezugsrechtsabschlags die Eigenmittel in 
einem größeren Umfang gestärkt werden als bei einer Kapita-
lerhöhung mit Bezugsrecht. 

Über die Einzelheiten der Ausnutzung der Ermächtigung wird 
der Vorstand in der ordentlichen Hauptversammlung berich-
ten, die auf eine etwaige Ausgabe von Aktien der Gesellschaft 
aus genehmigtem Kapital unter Bezugsrechtsausschluss 
folgt.

TOP 7
Beschlussfassung über die Schaffung eines weiteren be-
dingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2008) und über die 
Ermächtigung zur Auflage eines weiteren Aktienoptions-
programms (AOP 2008) unter Ausgabe von Aktienoptionen 
mit Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft an Mitglie-
der des Vorstands der Gesellschaft, ausgewählte Führungs-
kräfte, sonstige Leistungsträger und sonstige Mitarbeiter 
der Gesellschaft, sowie zum Bezug durch Geschäftsfüh-
rungsmitglieder, ausgewählte Führungskräfte, sonstige 
Leistungsträger und Mitarbeiter von Tochtergesellschaften 
sowie die entsprechende Satzungsänderung

Die Hauptversammlung vom 3. November 2006 mit Ände-
rungsbeschluss vom 21. November 2006 hat den Vorstand 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 31. 
Oktober 2011 im Rahmen des Aktienoptionsplans 2006 bis zu 
Stück 288.822 Aktienoptionen mit Bezugsrechten auf Aktien 
der Gesellschaft auszugeben. Zur Sicherung von Bezugsrech-
ten aus Aktienoptionen aus dem Aktienoptionsplan 2006 
wurde ein Bedingtes Kapital I 2006 von EUR 288.822,00 ge-
schaffen, welches in § 5 Ziffer 5.4 der Satzung niedergelegt ist. 
Die Gesellschaft hat von der Ermächtigung zur Ausgabe von 
Aktienoptionen aus dem Aktienoptionsplan 2006 bislang im 
Umfang von 286.598 Aktienoptionen Gebrauch gemacht. 

Die Hauptversammlung vom 3. November 2006 hat den Vor-

stand darüber hinaus ermächtigt, bis zum 31. Oktober 2011 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen auszugeben, zu 
deren Sicherung ein Bedingtes Kapital II 2006 beschlossen 
worden ist, das EUR 1.540.680,00 beträgt und in § 5 Ziffer 5.5 
der Satzung niedergelegt ist. Von der Ermächtigung zur Aus-
gabe von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen hat 
die Gesellschaft bislang keinen Gebrauch gemacht. 

Um dem Vorstand, den Geschäftsführungen verbundener 
Unternehmen sowie ausgewählten Führungskräften und son-
stigen Leistungsträgern der Gesellschaft und ihrer Tochterge-
sellschaften auch weiterhin langfristige Vergütungsanreize 
bieten zu können, soll die Gesellschaft erneut zur Ausgabe 
von Aktienoptionen unter Schaffung eines weiteren beding-
ten Kapitals ermächtigt werden. Das zu diesem Zwecke zu 
schaffende Bedingte Kapital 2008 macht zusammen mit dem 
bestehenden Bedingten Kapital I 2006 10% des derzeitigen 
Grundkapitals aus.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:

a) Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2008

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um 
EUR 231.348,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 231.348 
auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2008). Das Bedingte Kapital 2008 
dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienop-
tionen, die auf Grund der Ermächtigung der Hauptver-
sammlung der Gesellschaft vom 21. Mai 2008 von der 
Gesellschaft im Rahmen des Aktienoptionsplanes 2008 
ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird 
nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptionen ausge-
geben werden und die Inhaber dieser Aktienoptionen 
von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Ge-
brauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung 
der Bezugsrechte eigene Aktien oder einen Barausgleich 
gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten 
Kapital 2008 erfolgt zu dem gemäß lit. c) (5) des Tages-
ordnungspunkts 7 der Hauptversammlung vom 21. Mai 
2008 festgelegten Ausübungspreis. Die neuen Aktien 
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 
entstehen, am Gewinn teil. 

b) Ermächtigung zur Ausgabe von Aktienoptionen mit Be-
zugsrecht auf Aktien der Gesellschaft

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 



Aufsichtsrats in der Zeit vom 1. Juli 2008 bis zum 30. 
Juni 2013 nach näherer Maßgabe der nachfolgenden 
Bestimmungen im Rahmen des Aktienoptionsplanes 
2008 (AOP 2008) Aktienoptionen mit Bezugsrechten 
auf bis zu Stück 231.348 Aktien der Gesellschaft mit ei-
ner Laufzeit von bis zu zehn Jahren auszugeben mit der 
Maßgabe, dass jede Aktienoption das Recht zum Bezug 
einer Aktie der Gesellschaft gewährt. Die Aktienoptio-
nen sind ausschließlich zum Bezug durch Mitglieder des 
Vorstands, ausgewählte Führungskräfte, sonstige Lei-
stungsträger und sonstige Mitarbeiter der Gesellschaft 
sowie zum Bezug durch Geschäftsführungsmitglieder, 
ausgewählte Führungskräfte, sonstige Leistungsträger 
und sonstige Mitarbeiter von Gesellschaften bestimmt, 
die im Verhältnis zur Gesellschaft verbundene Unterneh-
men im Sinne von § 15 Aktiengesetz sind (nachfolgend: 
Tochtergesellschaften). Zur Ausgabe von Aktienoptionen 
an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft gilt diese 
Ermächtigung allein für den Aufsichtsrat. Die Aktienop-
tionen können auch von einem Kreditinstitut übernom-
men werden, allerdings mit der Verpflichtung, diese 
nach Weisung der Gesellschaft an Bezugsberechtigte 
gemäß Satz 2 zu übertragen, die allein zur Ausübung 
des Bezugsrechtes berechtigt sind.

c) Aktienoptionsplan

Für die Ausgabe der Aktienoptionen im Rahmen des 
AOP 2008 gelten die folgenden Eckdaten:

(1) Kreis der Bezugsberechtigten

Im Zuge des AOP 2008 dürfen Aktienoptionen aus-
schließlich an Mitglieder des Vorstands der XING AG, 
an Mitglieder der Geschäftsführungen von Tochtergesell-
schaften sowie an ausgewählte Führungskräfte, sonstige 
Leistungsträger und sonstige Mitarbeiter der XING AG 
und ihrer Tochtergesellschaften ausgegeben werden. 
Der genaue Kreis der Berechtigten und der Umfang der 
ihnen jeweils zum Bezug anzubietenden Aktienoptionen 
werden durch den Vorstand der XING AG mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats festgelegt. Soweit Mitglieder des 
Vorstands der XING AG Aktienoptionen erhalten sollen, 
obliegt diese Festlegung und die Ausgabe der Aktienop-
tionen ausschließlich dem Aufsichtsrat der XING AG. Ein 
Bezugsrecht der Aktionäre besteht nicht.

Es dürfen ausgegeben werden:

- an Mitglieder des Vorstands der XING AG insge-
samt Aktienoptionen mit Bezugsrechten auf bis zu 
Stück 69.404 Aktien, 

- an Mitglieder von Geschäftsführungen sowie aus-
gewählte Führungskräfte und sonstige Leistungs-
träger von Tochtergesellschaften Aktienoptionen 
mit Bezugsrechten auf insgesamt bis zu Stück 
11.568 Aktien,

- an ausgewählte Führungskräfte und sonstige Lei-
stungsträger der XING AG Aktienoptionen mit 
Bezugsrechten auf insgesamt bis zu Stück 69.404 
Aktien,

- an sonstige Mitarbeiter der XING AG Aktienoptio-
nen mit Bezugsrechten auf insgesamt bis zu Stück 
69.404 Aktien,

- an sonstige Mitarbeiter von Tochtergesellschaften 
insgesamt Aktienoptionen mit Bezugsrechten auf 
bis zu Stück 11.568 Aktien.

Über die Ausgabe von Aktienoptionen an Mitglieder des 
Vorstands ist jährlich gemäß der gesetzlichen Vorschrif-
ten im Anhang des Jahresabschlusses unter Angabe der 
Namen der begünstigten Vorstandsmitglieder und der 
jeweiligen Anzahl der an diese ausgegebenen Aktien-
optionen zu berichten. Dasselbe gilt für die Anzahl der 
von Mitgliedern des Vorstands im jeweils abgelaufenen 
Geschäftsjahr ausgeübten Bezugsrechte aus Aktien-
optionen, die dabei gezahlten Ausübungspreise sowie 
die Zahl der von Vorstandsmitgliedern zum Ende des 
abgelaufenen Geschäftsjahrs jeweils noch gehaltenen 
Aktienoptionen.

(2)  Bezugsrecht

Die Aktienoptionen gewähren dem Inhaber das Recht 
zum Bezug von auf den Namen lautenden stimmbe-
rechtigten Stückaktien der XING AG. Dabei gewährt je-
de Aktienoption das Recht auf den Bezug je einer Aktie 
der XING AG gegen Zahlung des Ausübungspreises nach 
Ziffer (5). Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn 
teil. Die Optionsbedingungen können vorsehen, dass 



die Gesellschaft dem Bezugsberechtigten in Erfüllung 
des Bezugsrechtes wahlweise anstelle von neuen Aktien 
unter Inanspruchnahme des bedingten Kapitals auch 
eigene Aktien oder einen Barausgleich gewähren kann; 
soweit über die Gewährung eigener Aktien an Bezugs-
berechtigte entschieden werden soll, die Mitglied des 
Vorstands der XING AG sind, obliegt die Entscheidung 
hierüber allein dem Aufsichtsrat.

(3)  Erwerbszeiträume

Die Ausgabe soll in mindestens zwei Jahrestran-
chen erfolgen mit der Maßgabe, dass keine Tran-
che mehr als 60 % des Gesamtvolumens umfasst. 
Die Ausgabe von Aktienoptionen ist ausgeschlos-
sen jeweils in der Zeit zwischen dem Zehnten des 
letzten Monats eines jeden Quartals und dem Tag 
der nachfolgenden Bekanntgabe der jeweiligen 
vorläufigen Quartalsergebnisse (je einschließlich) 
sowie in der Zeit zwischen dem 10. März eines je-
den Jahres und dem Tag der ordentlichen Haupt-
versammlung der Gesellschaft (je einschließlich). 
Tag der Ausgabe ist der Tag der Annahme der 
Zeichnungserklärung des Berechtigten durch die 
Gesellschaft oder das von ihr für die Abwicklung 
eingeschaltete Kreditinstitut.

(4)  Wartezeit, Ausübungszeiträume und Optionslauf-
zeit

Die Bezugsrechte aus den Aktienoptionen können 
erstmals nach Ablauf einer Wartezeit ausgeübt 
werden. Die Wartezeit beträgt – vorbehaltlich Ziffer 
(8) - für 50 % der gewährten Aktienoptionen min-
destens zwei Jahre, für weitere 25 % der gewährten 
Aktienoptionen mindestens drei Jahre und für die ver-
bleibenden 25 % mindestens vier Jahre. Sie beginnt 
am Tag nach Ausgabe der jeweiligen Aktienoptionen 
(Tag der Annahme der Zeichnungserklärung des Be-
rechtigten durch die Gesellschaft oder des von ihr für 
die Abwicklung eingeschalteten Kreditinstituts). Die 
Bezugsrechte aus den Aktienoptionen können in je-
dem Jahr nur innerhalb eines Zeitraums von zwei 
Wochen beginnend am sechsten Handelstag an 
der Frankfurter Wertpapierbörse

- nach der ordentlichen Hauptversammlung der 
Gesellschaft oder 

- nach dem Tag, an dem die Geschäftsführung 
der Börse den Quartalsbericht der Gesell-
schaft dem Publikum zur Verfügung gestellt 
hat, 

ausgeübt werden (Ausübungszeiträume). Die Aus-
übung der Bezugsrechte ist innerhalb von bis zu 
zehn Jahren, beginnend mit dem Tag der Ausgabe 
der Aktienoption, möglich.

(5)  Ausübungspreis

Der Ausübungspreis für eine Aktie der Gesellschaft 
entspricht dem arithmetischen Mittel der Schlus-
sauktionspreise der Aktien der Gesellschaft im 
Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nach-
folgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse 
an den letzten fünf Börsentagen vor Ausgabe der 
jeweiligen Aktienoption (Tag der Annahme der 
Zeichnungserklärung des Berechtigten durch die 
Gesellschaft oder das von ihr für die Abwicklung 
eingeschaltete Kreditinstitut). 

Die Optionsbedingungen können für den Fall, dass 
während der Laufzeit der Aktienoptionen unter 
Einräumung eines Bezugsrechts an die Aktionäre 
das Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe 
neuer Aktien erhöht wird oder eigene Aktien ab-
gegeben werden oder Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten auf Aktien der 
Gesellschaft begeben werden, eine Ermäßigung des 
Ausübungspreises in dem Verhältnis vorsehen, in 
dem der Durchschnittskurs des den Aktionären zuste-
henden Bezugsrechts an allen Handelstagen an der 
Frankfurter Wertpapierbörse zu dem Schlussaukti-
onspreis der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel 
(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der 
Frankfurter Wertpapierbörse am letzten Börsentag 
vor Bezugsrechtsabschlag steht. Die Anpassung 
entfällt, wenn den Inhabern der Aktienoptionen 
ein Bezugsrecht eingeräumt wird, welches dem 
Bezugsrecht der Aktionäre entspricht.

Die Optionsbedingungen können ferner eine Anpas-
sung für den Fall von Kapitalmaßnahmen (Aktien-
zusammenlegung oder -splitt, Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln, Kapitalherabsetzung) während 
der Laufzeit der Bezugsrechte vorsehen.



Mindestausübungspreis ist jedoch in jedem Fall 
der geringste Ausgabebetrag im Sinn von § 9 Abs. 
1 AktG.

(6)  Erfolgsziel

Aus den Aktienoptionen können Bezugsrechte nur 
ausgeübt werden, wenn sich der Schlussauktions-
preis der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel 
(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an 
der Frankfurter Wertpapierbörse innerhalb eines 
Jahres vor dem Tag der Ausübung des Bezugsrechts 
an mindestens zehn aufeinander folgenden Han-
delstagen positiver entwickelt hat, als der SDAX-
Index (oder ein vergleichbarer Nachfolgeindex). 

(7)  Weitere Regelungen

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Optionsbedingungen sowie der Ausgabe und Aus-
gestaltung der Aktienoptionen, insbesondere Re-
gelungen zur Übertragbarkeit der Aktienoptionen, 
deren Verfall und einer evtl. Barauszahlung, fest-
zulegen. Soweit die Mitglieder des Vorstands der 
Gesellschaft betroffen sind, werden die weiteren 
Einzelheiten der Optionsbedingungen sowie der 
Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen, 
insbesondere Regelungen zur Übertragbarkeit 
der Aktienoptionen, deren Verfall und einer evtl.  
Barauszahlung, durch den Aufsichtsrat festgelegt.

(8) Sonderregelungen für den Fall eines Kontroller-
werbs

Die Optionsbedingungen dürfen Sonderregelungen 
für den Fall eines Kontrollerwerbs nach Maßgabe 
der nachfolgenden Bestimmungen vorsehen. Die 
Optionsbedingungen dürfen vorsehen, dass Be-
zugsrechte aus Aktienoptionen abweichend von 
der Regelung zur Wartezeit nach Ziffer (4) für 100% 
der gewährten Aktienoptionen ausübbar sind, 
wenn (i) die Wartezeit von mindestens zwei Jahren 
abgelaufen ist und (ii) nach Ausgabe der betreffen-
den Aktienoptionen ein Kontrollerwerb eintritt.

Ein Kontrollerwerb im vorgenannten Sinne tritt ein, 
wenn und sobald

- ein Bieter (im Sinne des WpÜG) gemäß § 10 
Abs. 3 i. V. m. § 35 Abs. 1 WpÜG veröffentlicht, 
unmittelbar oder mittelbar die Kontrolle über 
die XING AG erlangt zu haben, oder

- sich für einen Bieter (im Sinne des WpÜG) 
aus einer Mitteilung gemäß § 23 Abs. 1 WpÜG 
ergibt, dass dem Bieter (einschließlich zuzu-
rechnender Stimmrechtsanteile) mindestens 
30 % der Stimmrechte an der Gesellschaft 
nach Ablauf der Annahmefrist oder gegebe-
nenfalls nach Ablauf der weiteren Annahme-
frist zustehen und das Angebot selbst oder 
der Vollzug des Angebotes nicht unter weite-
ren (zulässigen) Bedingungen stehen, andern-
falls mit Eintritt sämtlicher Bedingungen bzw. 
Eintritt oder Verzicht auf sämtliche Bedingun-
gen.

d)  Satzungsänderung

§ 5 der Satzung wird nach Ziffer 5.6 wie folgt um eine 
neue Ziffer 5.7 ergänzt: 

„5.7. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um 
€ 231.348,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 
231.348 auf den Namen lautenden Stückakti-
en bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2008). 
Das Bedingte Kapital 2008 dient der Sicherung 
von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die auf 
Grund der Ermächtigung der Hauptversamm-
lung der Gesellschaft vom 21. Mai 2008 von der 
Gesellschaft im Rahmen des Aktienoptionspla-
nes 2008 ausgegeben werden. Die bedingte Ka-
pitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, 
wie Aktienoptionen ausgegeben werden und die 
Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Be-
zugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch 
machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung 
der Bezugsrechte eigene Aktien oder einen Bar-
ausgleich gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus 
dem Bedingten Kapital 2008 erfolgt zu dem ge-
mäß lit. c) (5) des Tagesordnungspunktes 7 der 
Hauptversammlung vom 21. Mai 2008 festgeleg-
ten Ausübungspreis. Die neuen Aktien nehmen 
von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 
entstehen, am Gewinn teil.“



e) Ermächtigung zu Fassungsänderungen der Satzung

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Sat-
zung jeweils entsprechend der Ausgabe von Bezugsak-
tien anzupassen. Entsprechendes gilt für den Fall der 
Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Ak-
tienoptionen nach Ablauf des Ermächtigungszeitraums 
sowie für den Fall der Nichtausnutzung des Bedingten 
Kapitals 2008 nach Ablauf der Fristen für die Ausübung 
von Bezugsrechten.

Der schriftliche Bericht des Vorstands zu Tagesordnungs-
punkt 7 über die Gründe für den Aktienoptionsplan 2008 
(AOP 2008) ist im Anschluss an diesen Tagesordnungspunkt 
abgedruckt. Der Bericht kann von der Einberufung der 
Hauptversammlung an zu den üblichen Geschäftszeiten in 
den Geschäftsräumen der XING AG, Gänsemarkt 43, 20354 
Hamburg, eingesehen werden. Auf Verlangen erhält jeder Ak-
tionär unverzüglich und kostenlos eine Kopie des Berichts. 
Der Bericht wird von der Einberufung an auch im Internet 
unter http://corporate.xing.com/deutsch/investor-relations/ 
veröffentlicht und in der ordentlichen Hauptversammlung 
der Gesellschaft zur Einsicht ausgelegt. 

Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 
7 über die Gründe für den Aktienoptionsplan 2008 (AOP 
2008)

Obwohl dies gesetzlich nicht vorgeschrieben ist, hat der Vor-
stand zu den Gründen für den Aktienoptionsplan 2008 den 
nachfolgenden schriftlichen Bericht erstattet.

Die Hauptversammlung vom 3. November 2006 mit Ände-
rungsbeschluss vom 21. November 2006 hat den Vorstand 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 31. 
Oktober 2011 im Rahmen des Aktienoptionsplans 2006 bis zu 
Stück 288.822 Aktienoptionen mit Bezugsrechten auf Aktien 
der Gesellschaft auszugeben. Zur Sicherung von Bezugsrech-
ten aus Aktienoptionen aus dem Aktienoptionsplan 2006 
wurde ein Bedingtes Kapital I 2006 von EUR 288.822,00 ge-
schaffen, welches in § 5 Ziffer 5.4 der Satzung niedergelegt ist. 
Die Gesellschaft hat von der Ermächtigung zur Ausgabe von 
Aktienoptionen aus dem Aktienoptionsplan 2006 bislang im 
Umfang von 286.598 Aktienoptionen Gebrauch gemacht. 

Die Hauptversammlung vom 3. November 2006 hat den Vor-
stand darüber hinaus ermächtigt, bis zum 31. Oktober 2011 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen auszugeben, zu 

deren Sicherung ein Bedingtes Kapital II 2006 beschlossen 
worden ist, das EUR 1.540.680,00 beträgt und in § 5 Ziffer 5.5 
der Satzung niedergelegt ist. Von der Ermächtigung zur Aus-
gabe von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen hat 
die Gesellschaft bislang keinen Gebrauch gemacht. 

Um dem Vorstand, den Geschäftsführungen verbundener 
Unternehmen sowie ausgewählten Führungskräften und son-
stigen Leistungsträgern der Gesellschaft und ihrer Tochterge-
sellschaften auch weiterhin langfristige Vergütungsanreize 
bieten zu können, soll die Gesellschaft erneut zur Ausgabe 
von Aktienoptionen unter Schaffung eines weiteren beding-
ten Kapitals ermächtigt werden. Das zu diesem Zwecke zu 
schaffende Bedingte Kapital 2008 macht zusammen mit dem 
bestehenden Bedingten Kapital I 2006 10% des derzeitigen 
Grundkapitals aus.

Zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung vom 21. 
Mai 2008 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, den Vor-
stand zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
einen Aktienoptionsplan 2008 (AOP 2008) zur Ausgabe von 
Aktienoptionen mit Bezugsrechten auf Aktien der XING AG 
für Vorstandsmitglieder, Geschäftsführungen verbundener 
Unternehmen und ausgewählte Führungskräfte, sonstige Lei-
stungsträger und Mitarbeiter der XING AG und ihrer Toch-
tergesellschaften aufzulegen. Zur Ausgabe von Aktienoptio-
nen an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft gilt diese 
Ermächtigung allein für den Aufsichtsrat.

(1) Zweck des Aktienoptionsplans

Die XING AG steht als international tätiges Unterneh-
men im IT-Bereich in einem intensiven Wettbewerb um 
Führungskräfte und qualifizierten Mitarbeitern. Akti-
enoptionspläne sind ein weit verbreiteter, weithin ge-
forderter und deshalb unverzichtbarer Bestandteil von 
modernen Vergütungssystemen. Auch in Deutschland ist 
die Ausgabe von Aktienoptionen zum üblichen Bestand-
teil der Vergütung von Führungskräften geworden. Um 
ihren Führungskräften und sonstigen Leistungsträgern 
im Vergleich zum Wettbewerb vergleichbar attraktive 
Rahmenbedingungen und zielorientierte Motivationsan-
reize bieten zu können, muss die XING AG auch über die 
Möglichkeit verfügen, Bezugsrechte auf Aktien als Ver-
gütungsbestandteil anbieten zu können. Der AOP 2008 
soll den Vorstand der Gesellschaft, die Geschäftsführung 
der Tochtergesellschaften, ausgewählte Führungskräfte 
und sonstige Leistungsträger der Gesellschaft und der 



Konzerngesellschaften motivieren, langfristig an der 
Wertsteigerung des Unternehmens zu arbeiten. Durch 
die Gewährung der Aktienoptionen wird für die Füh-
rungskräfte und sonstigen Leistungsträger ein beson-
derer Leistungsanreiz geschaffen, dessen Maßstab der 
sich im Kurs der XING-Aktie zeigende und zu steigernde 
Wert des Unternehmens ist. Dies kommt sowohl den 
Aktionären als auch den Mitarbeitern zugute und hilft, 
die führende Position der XING AG in ihren Kernwerten 
zu stärken.

(2) Das derzeitige Vergütungssystem der XING AG

Das derzeitige Vergütungssystem der Gesellschaft um-
fasst fixe Bezüge und variable zielabhängige Boni. Dar-
über hinaus besteht das vorstehend beschriebene AOP 
2006, aus welchem die Gesellschaft bislang 286.598 
Aktienoptionen ausgegeben hat.

(3) Zur Ausgestaltung der Planbestandteile im Einzelnen

Zum Inhalt des AOP 2008 wird auf den Beschlussvor-
schlag unter Tagesordnungspunkt 7 der Tagesordnung 
der Hauptversammlung vom 21. Mai 2008 verwiesen. 
Der Vorstand wird noch die Bestimmung der Bezugs-
berechtigten und den Umfang der ihnen jeweils anzu-
bietenden Aktienoptionen sowie die Einzelheiten der 
Optionsbedingungen zu regeln haben. Zur Ausgabe von 
Aktienoptionen an Mitglieder des Vorstands der Gesell-
schaft gilt dies entsprechend für den Aufsichtsrat. Der 
Vorstand wird sich bei der Zuteilung ausschließlich an 
den individuellen Leistungen und dem Leistungsvermö-
gen des Begünstigten orientieren. Der Aufsichtsrat wird 
bei der Zuteilung die Vorgaben des § 87 AktG beachten.

Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung 
des Stimmrechts sind nach § 14.3 der Satzung nur diejeni-
gen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister der Gesell-
schaft eingetragen sind und sich spätestens bis zum Ablauf 
des siebten Tages vor der Hauptversammlung, also bis zum 
14. Mai 2008, 24:00 Uhr, (maßgeblich ist der Eingang der 
Anmeldung) bei der Gesellschaft unter der nachfolgend an-
gegebenen Adresse schriftlich, per Telefax oder per E-mail 
angemeldet haben:

XING AG
c/o Haubrok Corporate Events GmbH
Landshuter Allee 10
80637 München
Fax: 089/21027-288
Email: namensaktien@haubrok-ce.de

Ist ein Kreditinstitut im Aktienregister eingetragen, so kann 
dieses Kreditinstitut das Stimmrecht nur aufgrund einer Er-
mächtigung des Aktionärs ausüben.

Während der Vorbereitung der Hauptversammlung können 
aus abwicklungstechnischen Gründen nach dem 14. Mai 
2008 keine Umschreibungen im Aktienregister mehr vorge-
nommen werden. 

Stimmrechtsvertretung durch Bevollmächtigte

Die Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, aber nicht 
selbst an der Hauptversammlung teilnehmen wollen, können 
ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung unter entsprechender 
Vollmachtserteilung durch einen Bevollmächtigten, zum Beispiel 
ein Kreditinstitut oder eine Vereinigung von Aktionären oder ei-
ne andere Person ihrer Wahl, ausüben lassen. Sofern es sich bei 
dem Bevollmächtigten nicht um ein Kreditinstitut, eine Aktionär-
svereinigung, eine andere in § 135 Aktiengesetz gleich gestellte 
Person oder den von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreter handelt, bedarf es zur Ausübung des Stimmrechts der 
Vorlage einer schriftlich erteilten Vollmacht. Vollmachtsformula-
re befinden sich sowohl in dem Anmeldeformular, das den Ak-
tionären zusammen mit der Einladung zur Hauptversammlung 
übermittelt wird, als auch auf der Eintrittskarte, die ihnen nach 
form- und fristgerechter Anmeldung zugesandt wird. 

Stimmrechtsausübung durch den Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft 

Als Service bieten wir unseren Aktionären an, sich nach Maßgabe 
ihrer Weisungen durch einen von unserer Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter in der Hauptversammlung vertreten zu lassen. 
In diesem Fall muss die Vollmacht schriftlich oder per Email über-
mittelt werden. Die Ausübung des Stimmrechts durch einen von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ist nur mög-
lich, wenn diesem zusammen mit der Vollmacht auch Weisun-
gen zu den einzelnen Tagesordnungspunkten erteilt wurden. Ein 
Vollmachts- und Weisungsvordruck sowie weitere Einzelheiten 
hierzu sind in den Unterlagen enthalten, die den Aktionären 
zusammen mit der Einladung übermittelt werden. 



Gegenanträge und Wahlvorschläge 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären zu einem 
bestimmten Punkt der Tagesordnung gemäß §§ 126, 127 Akti-
engesetz sind ausschließlich an die XING AG unter der unten 
angegebenen Verwaltungsanschrift der Gesellschaft, Telefax-
nummer oder E-mail-Adresse zu richten. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, die unter 
der unten angegebenen Verwaltungsanschrift bis spätestens 
zwei Wochen vor dem Tag der Hauptversammlung eingegan-
gen sind, werden unter den Voraussetzungen der §§ 126, 127 
AktG im Internet unter http://corporate.xing.com/deutsch/in-
vestor-relations/ zugänglich gemacht. Anderweitig adressierte 
Gegenanträge oder Wahlvorschläge werden nicht berücksich-
tigt. Etwaige Stellungnahmen der Verwaltung zu den Gegen-
anträgen und Wahlvorschlägen werden ebenfalls unter der 
genannten Internetadresse veröffentlicht.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte zum Zeitpunkt 
der Einberufung der Hauptversammlung

Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung be-
trägt das Grundkapital der Gesellschaft 5.201.700,00 Euro 
und ist eingeteilt in 5.201.700 Stückaktien. Jede Stückaktie 
gewährt eine Stimme, so dass die Gesamtzahl der Stimm-
rechte zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversamm-
lung 5.201.700 beträgt.

Verwaltungsanschrift der Gesellschaft

XING AG
Gänsemarkt 43
20354 Hamburg
Telefax: 040/419131-11
E-Mail: hv@xing.com
Internet: www.xing.com

Hamburg, im April 2008

XING AG 
Der Vorstand

Mitteilungen gemäß § 128 Abs. 2 Sätze 6 bis 8 Aktienge-
setz

Kreditinstitute, die einem Konsortium angehörten, das die in-
nerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren letzte Emission von 
Wertpapieren der Gesellschaft übernommen hat: 

 Deutsche Bank AG, Frankfurt am Main 
 Lehman Brothers International (Europe), London
 Landesbank Baden-Württemberg, Stuttgart 

Mitglieder des Aufsichtsrats der XING AG sind keine Vor-
standsmitglieder oder Mitarbeiter von Kreditinstituten. Vor-
standsmitglieder oder Mitarbeiter der XING AG sind in kei-
nem Aufsichtsrat eines Kreditinstituts vertreten. 

Eine gemäß § 21 Wertpapierhandelsgesetz meldepflichtige 
Beteiligung eines Kreditinstituts an der XING AG ist nicht be-
kannt.



So finden Sie uns:

Mit den öffentlichen Verkehrsmitteln ist das Tagungszen-
trum der MesseHalle Hamburg Schnelsen über folgende 
Verbindungen zu erreichen:

U2 bis Niendorf Nord, umsteigen in die Buslinie 21 bis Halte-
stelle „Mode Centrum„

ab Bahnhof Altona S3 bis Elbgaustraße, umsteigen in die 
Buslinie 21 (U Niendorf Nord) oder Buslinie 284 (IKEA Schnel-
sen/U Niendorf Nord) bis Haltestelle „Mode Centrum“

Weitere Infos:
www.hvv.de

Anreise mit dem PKW

Über die A 7 bis Ausfahrt Hamburg-Schnelsen. Ab Autobahn-
abfahrt (noch ca. 300 m) rechts abbiegen auf den Schleswi-
ger Damm (B 447), an der nächsten Kreuzung rechts abbiegen 
auf die Oldesloer Straße Richtung Norderstedt, nach 50 m 
finden Sie das Gelände der MesseHalle auf der rechten Seite 
(siehe Messe-Hinweistafeln). Ihnen stehen 1.600 kostenlose 
Parkplätze zur Verfügung. 

Weiterhin befindet sich ein Taxi-Stand direkt vor dem Ta-
gungszentrum.

Notizen:



Notizen: Notizen:



XING AG
Gänsemarkt 43
20354 Hamburg

Telefax: 040/419131-11
Email: hv@xing.com

Internet: www.xing.com


